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Amtsblatt 
 

Amtliche Mitteilungen des Landkreises 

Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim 

 

Nr. 3 J a h r g a n g  2 0 2 1  27.02.2021 
 

L A N D R A T S A M T   
Wahl zum 20. Deutschen Bundestag 

am 26. September 2021 

Bekanntmachung des Kreiswahlleiters  
für den Wahlkreis 243 Fürth 

 
Aufforderung zur Einreichung von 

Kreiswahlvorschlägen 
gemäß § 32 Bundeswahlordnung 

(BWO) 

 
Der Bundespräsident hat mit Anordnung 
vom 8. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2769) 
als Termin für die Wahl zum 20. Deutschen 
Bundestag den 26. September 2021 fest-
gesetzt. 
 

Gemäß § 32 BWO fordere ich hiermit zur 
möglichst frühzeitigen Einreichung der 
Wahlvorschläge auf. 
 

1. Rechtsgrundlagen 

Für die Durchführung der Bundestags-
wahl sind insbesondere folgende 
Rechtsvorschriften maßgeblich: 

 Bundeswahlgesetz (BWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
23. Juli 1993 (BGBl. I S. 1288, 1594), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 14. November 2020 (BGBl. I 
S. 2395) geändert worden ist. 

 Bundeswahlordnung (BWO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
19. April 2002 (BGBl. I S. 1376), die 
zuletzt durch Artikel 10 der Verord-
nung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 
1328) geändert worden ist. 

 

2. Wahlvorschlagsrecht 

Kreiswahlvorschläge können von Par-
teien und nach Maßgabe des § 20 BWG 
von Wahlberechtigten eingereicht wer-
den (§ 18 Abs. 1 BWG). Eine Partei kann 
in jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahl-
vorschlag einreichen (§ 18 Abs. 5 BWG). 

 

3. Einreichungsfrist und -ort 

Die Kreiswahlvorschläge sind beim 
Kreiswahlleiter frühzeitig, jedoch 
 

spätestens am 19. Juli 2021 bis 18 Uhr, 
 

schriftlich einzureichen (§ 19 BWG). 
 

Die zur Entgegennahme von Wahlvor-
schlägen zuständige Dienststelle des 
Kreiswahlleiters für den Wahlkreis 243 
Fürth befindet sich bei der  
 

Hausanschrift: 
Stadt Fürth, Bürgeramt, Schwabacher 
Straße 170, 90763 Fürth, I. Stock, Zim-
mer 125 
 

Postanschrift: 
Kreiswahlleiter für den Wahlkreis 243 
Fürth, Stadt Fürth, Bürgeramt, Postfach, 
90744 Fürth 
 

Die Schriftform ist dann gegeben, wenn 
die einzureichenden Unterlagen persön-
lich und handschriftlich unterzeichnet 
sind und beim zuständigen Wahlorgan 
im Original vorliegen (§ 54 Abs. 2 BWG). 
Die Schriftform ist durch E-Mail oder Te-
lefax nicht gewahrt. 

 

4. Beteiligungsanzeige 

Parteien, die im Deutschen Bundestag 
oder einem Landtag seit deren letzter 
Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvor-
schläge ununterbrochen mit mindestens 
fünf Abgeordneten vertreten waren, kön-
nen als solche einen Wahlvorschlag nur 
einreichen, wenn sie 
 

spätestens am 21. Juni 2021 bis 18 Uhr, 
 

dem Bundeswahlleiter ihre Beteiligung 
an der Wahl schriftlich angezeigt haben 
und der Bundeswahlausschuss ihre Par-
teieigenschaft festgestellt hat. 
 

In der Anzeige ist anzugeben, unter wel-
chem Namen sich die Partei an der Wahl 
beteiligen will. Die Anzeige muss von 
mindestens drei Mitgliedern des Bun-
desvorstandes, darunter dem Vorsitzen-
den oder seinem Stellvertreter, persön-
lich und handschriftlich unterzeichnet 
sein. Hat eine Partei keinen Bundesvor-
stand, so tritt der Vorstand der jeweils 
obersten Parteiorganisation an die Stelle 
des Bundesvorstandes. Die schriftliche 
Satzung und das schriftliche Programm 
der Partei sowie ein Nachweis über die 
satzungsgemäße Bestellung des Vor-
standes sind der Anzeige beizufügen. 
Der Anzeige sollen Nachweise über die 
Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 
des Parteiengesetzes beigefügt werden 
(§ 18 Abs. 2 BWG). 
 

Die Entscheidung des Bundeswahlaus-
schusses, ob die Vereinigungen, die ihre 
Beteiligung angezeigt haben, für die 
Wahl als Partei anzuerkennen sind, ist 
für alle Wahlorgane verbindlich (§ 18 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 1. Halbsatz BWG). 
 

Die Anschriften des Bundeswahlleiters 
lauten wie folgt: 
 

Briefanschrift: 
Der Bundeswahlleiter, Statistisches 
Bundesamt, 65180 Wiesbaden 
 
 

Haus- und Paketanschrift 
Der Bundeswahlleiter, Statistisches 
Bundesamt,  Gustav-Stresemann-
Ring 11, 65189 Wiesbaden 
 

Weitere Informationen finden sich im In-
ternetangebot des Bundeswahlleiters: 
https://www.bundeswahlleiter.de/bun 
destagswahlen/2021/informationen-
wahlbewerber.html 

 

5. Inhalt und Form der Kreiswahlvor-
schläge 

Die Aufstellung von Bewerbern darf seit 
25. Juni 2020 erfolgen. Die Wahl von 
Vertretern für Vertreterversammlungen 
ist bereits seit 25. März 2020 möglich. 
 
Kreiswahlvorschläge sollen nach dem 
Muster der Anlage 13 zur BWO einge-

reicht werden. Sie müssen unter ande-
rem den Familiennamen, die Vornamen, 
den Beruf oder Stand, das Geburtsda-
tum, den Geburtsort und die Anschrift 
(Hauptwohnung) des Bewerbers sowie 
den Namen der einreichenden Partei 
und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese, bei anderen 
Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort, 
enthalten. Sie sollen ferner Namen und 
Anschriften der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson 
enthalten (§ 20 Abs. 4 BWG, § 34 Abs. 1 
BWO). 

 

5.1 Unterzeichnende 

Der Kreiswahlvorschlag ist von mindes-
tens drei Mitgliedern des Vorstandes des 
Landesverbandes der Partei, darunter 
dem Vorsitzenden oder seinem Stellver-
treter, persönlich und handschriftlich zu 
unterzeichnen. 
 

Hat eine Partei in Bayern keinen Lan-
desverband oder keine einheitliche Lan-
desorganisation, so ist der Kreiswahlvor-
schlag von den Vorständen der nächst-
niedrigen Gebietsverbände, in deren Be-
reich der Wahlkreis liegt, in gleicher 
Weise zu unterzeichnen. Die Unter-
schriften des einreichenden Vorstandes 
genügen, wenn er innerhalb der Einrei-
chungsfrist nachweist, dass dem Lan-
deswahlleiter eine schriftliche, dem Satz 
1 entsprechende Vollmacht der anderen 
beteiligten Vorstände vorliegt (§ 20 Abs. 
2 BWG, § 34 Abs. 2 BWO). 
 

Bei anderen Kreiswahlvorschlägen ha-
ben drei Unterzeichner des Wahlvor-
schlages ihre Unterschriften auf dem 
Kreiswahlvorschlag selbst zu leisten. 
§ 34 Abs. 4 Nr. 3 und 4 BWO (siehe 
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Punkt 5.2) gilt entsprechend. (§ 34 Abs. 
3 BWO) 

 

5.2 Unterstützungsunterschriften 

Für die in § 18 Abs. 2 BWG genannten 
Parteien (siehe hierzu oben Nr. 4) sind 
außerdem von 200 Wahlberechtigten 
des Wahlkreises Unterschriften auf amt-
lichen Formblättern nach Anlage 14 zur 
BWO zu erbringen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 
BWG). 
 

Gleiches gilt für andere Kreiswahlvor-
schläge (Wählergruppen und Einzelbe-
werber, § 20 Abs. 3 BWG). 
 

Die Unterschriften müssen persönlich 
und handschriftlich geleistet werden. Die 
Wahlberechtigung der Unterzeichner 
muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung 
gegeben sein und ist bei Einreichung 
des Wahlvorschlags nachzuweisen (§ 
20 Abs. 2 Satz 2 BWG). Auf einem 
Formblatt kann jeweils nur eine Unter-
stützungsunterschrift geleistet werden. 
 

Die Formblätter werden auf Anforderung 
in der benötigten Stückzahl vom Kreis-
wahlleiter kostenfrei geliefert. Sie kön-
nen auch als Druckvorlage oder elektro-
nisch bereitgestellt werden. Bei der An-
forderung der Formblätter ist dem Kreis-
wahlleiter Folgendes mitzuteilen bzw. 
vorzulegen:  

 Familienname, Vornamen und An-
schrift (Hauptwohnung) des vorzu-
schlagenden Bewerbers sind anzu-
geben. Wird bei der Anforderung der 
Nachweis erbracht, dass für den Be-
werber im Melderegister eine Aus-
kunftssperre gemäß § 51 Absatz 1 
des Bundesmeldegesetzes eingetra-
gen ist, wird anstelle seiner Anschrift 
(Hauptwohnung) eine Erreichbar-
keitsanschrift verwendet; die Angabe 
eines Postfachs genügt nicht. Als Be-
zeichnung des Trägers des Wahlvor-
schlages, der den Kreiswahlvor-
schlag einreichen will, sind außer-
dem bei Parteien deren Namen und, 
sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, bei anderen 
Kreiswahlvorschlägen deren Kenn-
wort anzugeben (§ 34 Abs. 4 Nr. 1 
Sätze 2 bis 4 BWO).  

 Bei Parteien ferner eine Bestätigung, 
dass die Aufstellung des Bewerbers 
in einer Mitglieder- oder einer beson-
deren oder allgemeinen Vertreterver-
sammlung nach § 21 BWG erfolgt ist 
(§ 34 Abs. 4 Nr. 1 Satz 5 BWO). 

 

Für jeden Unterzeichner ist auf dem 
Formblatt oder gesondert (nach dem 
Muster der Anlage 14 zur BWO) eine Be-
scheinigung seiner Gemeindebehörde 
beizufügen, dass er im Wahlkreis wahl-
berechtigt ist (§ 34 Abs. 4 Nr. 3 Satz 1 
BWO). 
 

Ein Wahlberechtigter darf nur einen 
Kreiswahlvorschlag unterzeichnen; hat 
jemand mehrere Kreiswahlvorschläge 
unterzeichnet, so ist seine Unterschrift 
auf allen weiteren Kreiswahlvorschlägen 
ungültig (§ 34 Abs. 4 Nr. 4 BWO). 

Kreiswahlvorschläge von Parteien dür-
fen erst nach Aufstellung der Bewerber 
durch eine Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung unterzeichnet werden. Vor-
her geleistete Unterschriften sind ungül-
tig (§ 34 Abs. 4 Nr. 5 BWO). 

 

5.3 Bewerber 

Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Na-
men eines Bewerbers enthalten. Jeder 
Bewerber kann nur in einem Wahlkreis 
und hier nur in einem Kreiswahlvor-
schlag benannt werden. Als Bewerber 
kann nur vorgeschlagen werden, wer 
seine Zustimmung dazu schriftlich erteilt 
hat; die Zustimmung ist unwiderruflich 
(§ 20 Abs. 1 BWG). 
 

Als Bewerber kann nur benannt werden, 
wer am Wahltag 

 Deutscher im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes ist, 

 das 18. Lebensjahr vollendet hat und 

 nicht nach § 15 Abs. 2 BWG von der 
Wählbarkeit ausgeschlossen ist. 

 

Als Bewerber einer Partei kann in einem 
Kreiswahlvorschlag zudem nur benannt 
werden, wer 

 nicht Mitglied einer anderen Partei ist 
und 

 in einer Mitgliederversammlung zur 
Wahl eines Wahlkreisbewerbers oder 
in einer besonderen oder allgemei-
nen Vertreterversammlung entspre-
chend den Bestimmungen des § 21 
BWG in geheimer Abstimmung 
hierzu gewählt worden ist. 

 

5.4 Anlagen zum Kreiswahlvorschlag 

Dem Kreiswahlvorschlag nach dem 
Muster der Anlage 13 zur BWO ist Fol-

gendes beizufügen (§ 34 Abs. 5 BWO): 

 die Erklärung des vorgeschlagenen 
Bewerbers nach dem Muster der An-
lage 15 zur BWO, dass er seiner Auf-

stellung zustimmt und für keinen an-
deren Wahlkreis seine Zustimmung 
zur Benennung als Bewerber gege-
ben hat, 

 eine Bescheinigung der zuständigen 
Gemeindebehörde nach dem Muster 
der Anlage 16 zur BWO, dass der 

vorgeschlagene Bewerber wählbar 
ist, 

 ggf. die erforderliche Zahl an Unter-
stützungsunterschriften nebst Be-
scheinigungen des Wahlrechts nach 
dem Muster der Anlage 14 zur BWO 

(siehe Nr. 5.2). 
 

Bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien 
zudem 

 eine Ausfertigung der Niederschrift 
über die Beschlussfassung der Mit-
glieder- oder Vertreterversammlung, 
in der der Bewerber aufgestellt wor-
den ist (nach dem Muster der Anlage 
17 zur BWO), im Falle eines Ein-

spruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch 
eine Ausfertigung der Niederschrift 
über die wiederholte Abstimmung, 

 die nach § 21 Abs. 6 Satz 2 BWG vor-
geschriebene Versicherung an Eides 

statt nach dem Muster der Anlage 18 

zur BWO, 

 eine Versicherung an Eides statt des 
vorgeschlagenen Bewerbers gegen-
über dem Kreiswahlleiter nach dem 
Muster der Anlage 15 zur BWO, 

dass er nicht Mitglied einer anderen 
als der den Wahlvorschlag einrei-
chenden Partei ist; für die Abnahme 
der Versicherung an Eides statt gilt 

§ 21 Abs. 6 Satz 3 BWG entspre-

chend. 
 

6. Zurücknahme und Änderung von 
Wahlvorschlägen, Beseitigung von 
Mängeln 

Ein Kreiswahlvorschlag kann durch ge-
meinsame schriftliche Erklärung der 
Vertrauensperson und der stellvertreten-
den Vertrauensperson zurückgenom-
men werden, solange nicht über seine 
Zulassung entschieden ist. Ein von min-
destens 200 Wahlberechtigten unter-
zeichneter Kreiswahlvorschlag kann 
auch von der Mehrheit der Unterzeich-
ner durch eine von ihnen persönlich und 
handschriftlich vollzogene Erklärung zu-
rückgenommen werden (§ 23 BWG). 
 

Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 
19. Juli 2021, 18 Uhr, kann ein Kreis-

wahlvorschlag nur durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrauensper-
son und der stellvertretenden Vertrau-
ensperson und nur dann geändert wer-
den, wenn der Bewerber stirbt oder die 
Wählbarkeit verliert. Nach der Entschei-
dung über die Zulassung des Kreiswahl-
vorschlags ist jede Änderung ausge-
schlossen (§ 24 BWG). 
 

Nach Aufforderung durch den Kreis-
wahlleiter sind etwaige Mängel des 
Kreiswahlvorschlages durch die Vertrau-
ensperson rechtzeitig zu beseitigen. 
Nach Ablauf der Einreichungsfrist kön-
nen nur noch Mängel an sich gültiger 
Wahlvorschläge behoben werden (§ 25 
Abs. 2 BWG). Nach der Entscheidung 
über die Zulassung des Kreiswahlvor-
schlages ist jede Mängelbeseitigung 
ausgeschlossen (§ 25 Abs. 3 BWG). 

 

7. Formblätter 

Nach Aufstellung des Kreiswahlvor-
schlags können Formblätter für Unter-
stützungsunterschriften (Anlage 14 zur 

BWO) beim Kreiswahlleiter angefordert 
werden (siehe Nr. 5.2). 
 

Zur Erstellung der übrigen Formblätter 
(Anlagen 13, 15, 16, 17 und 18 zur 

BWO) steht eine Webanwendung zur 
Verfügung. Diese bietet Unterstützung 
bei der Erstellung der Formblätter und 
hilft Übertragungsfehler zu vermeiden. 
Die Einrichtung eines Zugangs ist beim 
Kreiswahlleiter möglich. Alternativ kön-
nen dort die Formblätter zum Selbstaus-
füllen angefordert werden. 
 

Auskunft zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen erteilt: 
 

Stadt Fürth, Bürgeramt, Schwabacher 
Straße 170, 90763 Fürth, Herr Rainer 
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Baier, Zimmer 125, Telefon: 0911 974-
2330, Telefax: 0911 974-2333, E-Mail: 
wahlen@fuerth.de 
 

Aufgrund der aktuellen Infektionslage 
werden Sie gebeten, vor einer persönli-
chen Vorsprache, unter den genannten 
Kontaktdaten, vorab einen Termin zu 
vereinbaren. 

 
Fürth, 1. Februar 2021 
 

Mathias Kreitinger 
Kreiswahlleiter 

LkrABl. Nr. 03/2021 
_____________________ 

 
 

L A N D R A T S A M T  
Bekanntmachung von Manövern 

 
Beim Landratsamt Neustadt a.d.Aisch-Bad 
Windsheim wurde angemeldet, dass Ein-
heiten der amerikanischen Streitkräfte ein 
Manöver durchführen, von welchem auch 
der Landkreis Neustadt a.d.Aisch-Bad 
Windsheim berührt wird:  
 
Übungsart: Hubschrauberlandeübungen 
(einschließlich Nachtlandungen)  

Übungszeitraum:  
01.03.2021 bis 31.03.2021  

betroffene Gemeindegebiete:  
Trautskirchen, Gerhardshofen, Burg-
bernheim, Bad Windsheim, Dachsbach, 
Markt Taschendorf, Markt Nordheim 

 
Die Bevölkerung wird gebeten, sich von 
den Einrichtungen der übenden Truppe 
fernzuhalten.  
 
Entschädigungsansprüche für Flur- und 

Forstschäden, für Schäden an privaten 
Straßen und Wegen sowie für sonstige 
Schäden sind umgehend, jedoch spä-
testens innerhalb eines Monats nach 
Beendigung der Übung schriftlich bei 
der Gemeinde oder innerhalb von drei Mo-

naten nach dem Zeitpunkt, in dem der Ge-
schädigte von dem Schaden und der betei-
ligten Truppe Kenntnis erlangt hat, schrift-
lich bei der Schadensregulierungsstelle 
des Bundes anzumelden.  

 
1. Schadensregulierungsstelle:  

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
Regionalbüro Süd Nürnberg,  
Krelingstraße 50, 90408 Nürnberg, 
Tel.: 0911 992610 

 
2. Beschwerden bzgl. Flugbetrieb/Lärm 

Deutsch-Amerikanische Verbindungs-
stelle, Frau Helga Moser, Katterbach 
Army Airfield, 91522 Ansbach, Tel.: 
0152 09114369 
und/oder 
Luftwaffenamt Köln, Abteilung Flugbe-
trieb in der Bundeswehr, Luftwaffenkas-
erne WAHN 501/11, Postfach 90 61 10, 
51127 Köln, Tel.: 0800 8620730 (gebüh-
renfrei), Fax: 02203 9082776, E-Mail: 
FLIZ@bundeswehr.org  

 

3. Beschwerden bzgl. der festgelegten 
Landepunkte und Manöverschäden  
Manöverbeauftragte der US-Army, Tel.: 
09802 832634 oder Tel.: 01577 1918155 

LkrABl. Nr. 03/2021 
_____________________ 

 
 

K O M M U N A L U N T E R N E H M E N  

K L I N I K E N  D E S  L A N D K R E I S E S  

N E U S T A D T  A . D . A I S C H - B A D  

W I N D S H E I M  
Jahresabschluss und Lagebericht 2019 

 
Der Verwaltungsrat des Kommunalunter-
nehmens hat gemäß § 12 Abs. 2 der Un-
ternehmenssatzung i. V. mit § 27 Abs. 1 
der KUV (Verordnung über Kommunalun-
ternehmen) den Abschluss des Geschäfts-
jahres 2019 in seiner Sitzung am 
10.02.2021 festgestellt, und dem Vorstand 
Entlastung erteilt. Aktiva und Passiva der 
Bilanz schließen mit dem Betrag von 
71.793.214,22 Euro. Der Jahresfehlbetrag 
der Kliniken des Landkreises Neustadt 
a.d.Aisch-Bad Windsheim wird auf neue 
Rechnung vorgetragen. 
 
Nachfolgend der uneingeschränkte Be-
stätigungsvermerk der Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft Schüllermann und Part-
ner AG, Dreieich vom 30.12.2020: 
 

Bestätigungsvermerk des unabhängi-
gen Abschlussprüfers 
 

An das Kommunalunternehmen "Kliniken 
des Landkreises Neustadt a.d.Aisch-Bad 
Windsheim" 
 

Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss des Kom-
munalunternehmen "Kliniken des Land-
kreises Neustadt a.d.Aisch-Bad Winds-
heim" – bestehend aus der Bilanz zum 31. 
Dezember 2019 und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 
sowie dem Anhang, einschließlich der Dar-
stellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus 
haben wir den Lagebericht des Kommunal-
unternehmen "Kliniken des Landkreises 
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim" für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis 
zum 31. Dezember 2019 geprüft. 
 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der 
bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nisse 
- entspricht der beigefügte Jahresab-
schluss in allen wesentlichen Belangen 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 
und den Vorschriften der Krankenhaus-
Buchführungsverordnung (KHBV) und ver-
mittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage des Kommunalunternehmens 
zum 31. Dezember 2019 sowie seiner Er-
tragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 und 
 

- vermittelt der beigefügte Lagebericht ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
des Kommunalunternehmens. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebe-
richt in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar. 
 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären 
wir, dass unsere Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit 
des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richtes geführt hat. 
 

Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes in Über-
einstimmung mit § 317 HGB unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 
diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im 
Abschnitt "Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes" unseres 
Bestätigungsvermerkes weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufs-
rechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht zu 
dienen. 
 

Hinweis zur Hervorhebung eines Sach-
verhaltes 
Das Unternehmen weist einen nicht durch 
Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag in Höhe 
von EUR 11.161.166,59 (Vorjahr EUR 
11.075.957,01) aus. Fortgesetzt liegt eine 
bilanzielle Überschuldung vor. Trotz der 
teilweisen Verlustabdeckung des Landkrei-
ses Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim in 
Höhe von TEUR 3.500 trat aufgrund des 
erwirtschafteten Jahresfehlbetrages wäh-
rend des abgelaufenen Geschäftsjahres 
2019 eine weitere Verschlechterung der Ei-
genkapitalsituation ein. Das Kommunalun-
ternehmen ist weiterhin zwingend auf die 
Unterstützung des Landkreises zur Siche-
rung seines Fortbestandes angewiesen. 
 

Der Landkreis Neustadt a.d.Aisch-Bad 
Windsheim hat in seinem Haushalt für das 
Jahr 2020 TEUR 4.000 für Zuweisungen an 
das Kommunalunternehmen eingestellt. 
Diese sind im Jahr 2020 komplett geflos-
sen. 
 

Der Landkreis als Anstalts- und Gewährträ-
ger ist auch in den kommenden Jahren ge-
fordert, die Verluste des Kommunalunter-
nehmens im gesetzlichen Rahmen auszu-
gleichen. 
 

Verantwortung der gesetzlichen Vertre-
ter und des Verwaltungsrates für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 
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Die gesetzlichen Vertreter sind verantwort-
lich für die Aufstellung des Jahresab-
schlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtli-
chen Vorschriften und den Vorschriften der 
KHBV in allen wesentlichen Belangen ent-
spricht, und dafür, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage des Kommunalun-
ternehmens vermittelt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die 
internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der 
frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 
 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 
sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-
antwortlich, die Fähigkeit des Kommunal-
unternehmens zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weite-
ren haben sie die Verantwortung, Sachver-
halte in Zusammenhang mit der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit, sofern 
einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus 
sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gege-
benheiten entgegenstehen. 
 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Aufstellung des Lage-
berichtes, der insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Kommunalunterneh-
mens vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die Vor-
kehrungen und Maßnahmen (Systeme), 
die sie als notwendig erachtet haben, um 
die Aufstellung eines Lageberichtes in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
deutschen gesetzlichen Vorschriften zu er-
möglichen, und um ausreichende geeig-
nete Nachweise für die Aussagen im Lage-
bericht erbringen zu können. 
 

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für 
die Überwachung des Rechnungslegungs-
prozesses des Kommunalunternehmens 
zur Aufstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes. 
 

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Si-
cherheit darüber zu erlangen, ob der Jah-
resabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen – beabsichtigten oder unbeabsichtig-
ten – falschen Darstellungen ist, und ob der 
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Kommunalunterneh-
mens vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 

mit den bei der Prüfung gewonnenen Er-
kenntnissen in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-
tieren und werden als wesentlich angese-
hen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie einzeln oder insge-
samt die auf der Grundlage dieses Jahres-
abschlusses und Lageberichtes getroffe-
nen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen. 
 

Während der Prüfung üben wir pflichtge-
mäßes Ermessen aus und bewahren eine 
kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

- identifizieren und beurteilen wir die Risi-
ken wesentlicher – beabsichtigter oder un-
beabsichtigter – falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, pla-
nen und führen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-
langen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass wesentliche falsche Dar-
stellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da 
Verstöße betrügerisches Zusammenwir-
ken, Fälschungen, beabsichtigte Unvoll-
ständigkeiten, irreführende Darstellungen 
bzw. das  
Außerkraftsetzen interner Kontrollen bein-
halten können. 
 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses rele-
vanten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichtes relevanten 
Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prü-
fungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, 
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsur-
teil zur Wirksamkeit dieser Systeme des 
Kommunalunternehmens abzugeben. 
 

- beurteilen wir die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden so-
wie die Vertretbarkeit der von den gesetzli-
chen Vertretern dargestellten geschätzten 
Werte und damit zusammenhängenden 
Angaben. 
 

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit sowie, auf der Grund-
lage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 

eine wesentliche Unsicherheit im Zusam-
menhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit des Kommunalunterneh-
mens zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir 
zu dem Schluss kommen, dass eine we-
sentliche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 
die dazugehörigen Angaben im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufmerksam 
zu machen oder, falls diese Angaben un-
angemessen sind, unser jeweiliges Prü-
fungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen un-
sere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestäti-
gungsvermerkes erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gege-
benheiten können jedoch dazu führen, 
dass das Kommunalunternehmen seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortfüh-
ren kann. 
 

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresab-
schlusses einschließlich der Angaben so-
wie ob der Jahresabschluss die zugrunde 
liegenden Geschäftsvorfälle und Ereig-
nisse so darstellt, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage des Kommunalun-
ternehmens vermittelt. 
 

- beurteilen wir den Einklang des Lagebe-
richtes mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm 
vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 
 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den 
von den gesetzlichen Vertretern dargestell-
ten zukunftsorientierten Angaben im Lage-
bericht durch. Auf Basis ausreichender ge-
eigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 
dabei insbesondere die den zukunftsorien-
tierten Angaben von den gesetzlichen Ver-
tretern zugrunde gelegten bedeutsamen 
Annahmen nach und beurteilen die sach-
gerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein ei-
genständiges Prüfungsurteil zu den zu-
kunftsorientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen. 
 

Wir erörtern mit den für die Überwachung 
Verantwortlichen unter anderem den ge-
planten Umfang und die Zeitplanung der 
Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfest-
stellungen, einschließlich etwaiger Mängel 
im internen Kontrollsystem, die wir wäh-
rend unserer Prüfung feststellen. 
 

Dreieich, 30. Dezember 2020 
 

Schüllermann und Partner AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

Dipl.-Volksw. Rainer Reuhl 
Wirtschaftsprüfer 

Dipl.-Kfm. Harald Reinhart 
Wirtschaftsprüfer 
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Gemäß § 27 Abs. 3 der KUV werden Bilanz 
und Erfolgsrechnung hiermit öffentlich be-
kannt gegeben. 
 
Neustadt a.d.Aisch, den 12.02.2021 
 

Klinken des Landkreises 
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim 

Helmut Weiß 
Vorsitzender des Verwaltungsrats 

 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 
2019 liegen ab Montag, den 1. März 2021 
bis einschließlich Dienstag, den 9. März 
2021 (außer 6./7. März 2021) im Verwal-
tungsgebäude der Klinik Neustadt 
a.d.Aisch, Paracelsusstraße 32, 1. Ober-
geschoß, Zimmer Nr. 15 (Sekretariat des 
Vorstandes) während der regulären Ar-
beitszeiten öffentlich aus. 
 
Neustadt a.d.Aisch, den 12.02.2021 
 

Klinken des Landkreises 
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim 

Stefan Schilling 
Vorstand 

LkrABl. Nr. 03/2021 
_____________________ 

 
 

V E R W A L T U N G S G E M E I N S C H A F T  

S C H E I N F E L D  
Bekanntmachung  

der Haushaltssatzung 2021 

 
I. Die Verwaltungsgemeinschaft Schein-

feld hat dem Landratsamt Neustadt 
a.d.Aisch-Bad Windsheim als Rechts-
aufsichtsbehörde die Haushaltssatzung 
für das Haushaltsjahr 2021 vorgelegt. 

Die Haushaltssatzung enthält keine ge-
nehmigungspflichtigen Bestandteile. 

 
II. Die Haushaltssatzung wird hiermit gem. 

Art. 10 Abs. 2 VGemO, Art. 24, Art. 26 
Abs. 1 KommZG, Art. 65 Abs. 3, Art. 26 
Abs. 2 GO, §§ 1 ff. der Bekanntma-
chungsverordnung –BekV- vom 
19.01.1993 amtlich bekannt gemacht. 
Diese liegt mit ihren Anlagen während 
des ganzen Jahres in der Geschäfts-
stelle der Verwaltungsgemeinschaft zur 
Einsicht auf. Gleichzeitig mit der Nieder-
legung der Haushaltssatzung wird auch 
der Haushaltsplan bis zur nächsten amt-
lichen Bekanntmachung einer Haus-
haltssatzung in der Geschäftsstelle der 
Verwaltungsgemeinschaft in Scheinfeld, 
Hauptstr. 3, Zi.-Nr. 113, zur Einsicht öf-
fentlich zugänglich gemacht.  

 
Haushaltssatzung der Verwaltungsge-
meinschaft Scheinfeld (Landkreis Neu-

stadt a.d.Aisch-Bad Windsheim) für 
das Haushaltsjahr 2021 

 
Aufgrund des Art. 8 Abs. 2 der Verwal-
tungsgemeinschaftsordnung für den Frei-
staat Bayern (BayRS 2020-2-1-I) in Verbin-
dung mit den Art. 40, 41 des Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit (BayRS 
2020-6-1-I) sowie der Art. 63 ff. der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bayern 

(BayRS 2020-1-1-I) erlässt die Verwal-
tungsgemeinschaft Scheinfeld folgende 
Haushaltssatzung: 
 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit 
festgesetzt; er schließt im Verwaltungs-
haushalt in den Einnahmen und Ausgaben 
mit 1.780.600 Euro und im Vermögens-

haushalt in den Einnahmen und Ausgaben 
mit 135.300 Euro ab. 

 
§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen sind 
nicht vorgesehen. 
 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermö-
genshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 

(1) Verwaltungsumlage 
Der durch sonstige Einnahmen nicht 
gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) 
zur Finanzierung von Ausgaben im Ver-
waltungshaushalt wird für das Haus-
haltsjahr 2021 auf 1.365.000 Euro fest-

gesetzt und auf die Mitglieder der Ver-
waltungsgemeinschaft umgelegt. 
 

Gemeinde 

Ein-
wohner 

am 
30.06. 

2019 

Anteil 
am 

Umla-
gesoll 

zu multipli-
zieren mit 

Umlagesoll 
je Einwoh-

ner 

Umlagesoll 
im Haus-
haltsjahr 

2021 

in Euro 

Markt Markt Bibart 1.879  89,1429 € 167.499,42 

Markt Markt Taschendorf 986   87.894,86 

Markt Oberscheinfeld 1.138 48 %  101.444.57 

Markt Sugenheim 2.295   204.582,86 

Gemeinde Langenfeld 1.052   93.778,29 

Zwischensumme: 7.350   655.200,00 

Stadt Scheinfeld 4.714 52 % 150,5728€ 709.800,00 

Gesamtsumme: 12.064  113,1466 € 1.365.000,00 

 
Die Verwaltungsumlage wird im folgen-
den Jahr in Höhe der im abgelaufenen 
Jahr festgesetzten Vierteljahresbeträge 
vorläufig erhoben, wenn die Haushalts-
satzung bei Beginn des Haushaltsjah-
res noch nicht erlassen ist. 
 

(2) Investitionsumlage 
Eine Investitionsumlage wird nicht er-
hoben. 
 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur 
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 
dem Haushaltsplan wird auf 250.000 Euro 

festgesetzt. 
 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Ja-
nuar 2021 in Kraft. 
 
Scheinfeld, den 14.01.2021  
 

Verwaltungsgemeinschaft Scheinfeld 
Claus Seifert, Vorsitzender 

LkrABl. Nr. 03/2021 
_____________________ 

 
 

S C H U L V E R B A N D   
G R U N D S C H U L E  S C H E I N F E L D  

Bekanntmachung  
der Haushaltssatzung 2021 

 
I. Der Schulverband Grundschule Schein-

feld hat dem Landratsamt Neustadt 
a.d.Aisch-Bad Windsheim als Rechts-
aufsichtsbehörde die Haushaltssatzung 
für das Haushaltsjahr 2021 vorgelegt. 

Die Haushaltssatzung enthält keine ge-
nehmigungspflichtigen Bestandteile.  

 
II. Die Haushaltssatzung wird hiermit gem. 

Art. 9 Abs. 2 BaySchFG, Art. 25, Art. 41 
Abs. 1 KommZG, Art. 65 Abs. 3, Art. 26 
Abs. 2 GO, §§ 1 ff. der Bekanntma-
chungsverordnung –BekV- vom 
19.01.1993 amtlich bekannt gemacht. 
Diese liegt mit ihren Anlagen während 
des ganzen Jahres in der Geschäfts-
stelle der Verwaltungsgemeinschaft zur 
Einsicht auf. Gleichzeitig mit der Nieder-
legung der Haushaltssatzung wird auch 
der Haushaltsplan bis zur nächsten amt-
lichen Bekanntmachung einer Haus-
haltssatzung in der Geschäftsstelle der 
Verwaltungsgemeinschaft in Scheinfeld, 
Hauptstr. 3, Zi.-Nr. 113, zur Einsicht öf-
fentlich zugänglich gemacht. 

 
Haushaltssatzung des Schulverbandes 

Grundschule Scheinfeld (Landkreis 
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim) 

für das Haushaltsjahr 2021 

 
Aufgrund des Art. 9 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (BayRS 2230-
7-1-UK), Art. 26 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (BayRS 
2020-6-1-I) sowie der Art. 63 ff. der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bayern 
(BayRS 2020-1-1-I) erlässt der Schulver-
band Grundschule Scheinfeld folgende 
Haushaltssatzung: 
 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit 
festgesetzt; er schließt im Verwaltungs-
haushalt in den Einnahmen und Ausgaben 
mit 507.800 Euro und im Vermögenshaus-

halt in den Einnahmen und Ausgaben mit  
146.300 Euro ab. 

 
§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen sind 
nicht vorgesehen. 
 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermö-
genshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 

(1) Verwaltungsumlage 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht 
gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) 
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zur Finanzierung von Ausgaben im Ver-
waltungshaushalt wird für das Haus-
haltsjahr 2021 auf 395.000 Euro fest-

gesetzt und nach der Zahl der Ver-
bandsschüler auf die Mitglieder des 
Schulverbandes umgelegt. 
2. Für die Berechnung der Verwal-
tungsumlage wird die maßgebliche 
Schülerzahl nach dem 01.10.2020 auf 
209 Verbandsschüler festgesetzt. 
3. Die Verwaltungsumlage wird je 
Schüler auf 1.889,9521 Euro festge-

setzt. 
4. Die Verwaltungsumlage wird im fol-
genden Jahr in Höhe der im abgelaufe-
nen Jahr festgesetzten Vierteljahresbe-
träge vorläufig erhoben, wenn die 
Haushaltssatzung bei Beginn des 
Haushaltsjahres noch nicht erlassen 
ist. 
 

(2) Investitionsumlage 
Eine Investitionsumlage wird nicht er-
hoben. 
 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur 
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 
dem Haushaltsplan wird auf 70.000 Euro 

festgesetzt. 
 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Ja-
nuar 2021 in Kraft. 
 
Scheinfeld, den 14.01.2021  
 

Schulverband Grundschule Scheinfeld 
Claus Seifert, Vorsitzender 

LkrABl. Nr. 03/2021 
_____________________ 

 
 

S C H U L V E R B A N D   
M I T T E L S C H U L E  S C H E I N F E L D  

Bekanntmachung  
der Haushaltssatzung 2021 

 
I. Der Schulverband Mittelschule Schein-

feld hat dem Landratsamt Neustadt 
a.d.Aisch-Bad Windsheim als Rechtsauf-
sichtsbehörde die Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2021 vorgelegt. Die 

Haushaltssatzung enthält keine geneh-
migungspflichtigen Bestandteile.  

 
II. Die Haushaltssatzung wird hiermit gem. 

Art. 9 Abs. 2 BaySchFG, Art. 25, Art. 41 
Abs. 1 KommZG, Art. 65 Abs. 3, Art. 26 
Abs. 2 GO, §§ 1 ff. der Bekanntma-
chungsverordnung –BekV- vom 
19.01.1993 amtlich bekannt gemacht. 
Diese liegt mit ihren Anlagen während 
des ganzen Jahres in der Geschäfts-
stelle der Verwaltungsgemeinschaft zur 
Einsicht auf. Gleichzeitig mit der Nieder-
legung der Haushaltssatzung wird auch 
der Haushaltsplan bis zur nächsten amt-

lichen Bekanntmachung einer Haus-
haltssatzung in der Geschäftsstelle der 
Verwaltungsgemeinschaft in Scheinfeld, 
Hauptstr. 3, Zi.-Nr. 113, zur Einsicht öf-
fentlich zugänglich gemacht. 

 
Haushaltssatzung 

des Schulverbandes Mittelschule 
Scheinfeld (Landkreis Neustadt 

a.d.Aisch-Bad Windsheim) 
für das Haushaltsjahr 2021 

 
Aufgrund der Art. 9 des Bayerischen Schul-
finanzierungsgesetzes (BayRS 2230-7-1-
UK), Art. 26 des Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit (BayRS 2020-6-
1-I) sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeord-
nung für den Freistaat Bayern (BayRS 
2020-1-1-I) erlässt der Schulverband Mit-
telschule Scheinfeld folgende Haushalts-
satzung: 
 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 2021 wird hiermit 
festgesetzt; er schließt im Verwaltungs-
haushalt in den Einnahmen und Ausgaben 
mit 527.800 Euro und im Vermögenshaus-

halt in den Einnahmen und Ausgaben mit 
129.200 Euro ab. 

 
§ 2 

Kreditaufnahmen für Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen sind 
nicht vorgesehen. 
 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermö-
genshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 

(1) Verwaltungsumlage 
1. Der durch sonstige Einnahmen nicht 
gedeckte Finanzbedarf (Umlagesoll) 
zur Finanzierung von Ausgaben im Ver-
waltungshaushalt wird für das Haus-
haltsjahr 2021 auf 360.000 Euro fest-

gesetzt und nach der Zahl der Ver-
bandsschüler auf die Mitglieder des 
Schulverbandes umgelegt. 
2. Für die Berechnung der Verwal-
tungsumlage wird die maßgebliche 
Schülerzahl nach dem 01.10.2020 auf 
154 Verbandsschüler festgesetzt. 

3. Die Verwaltungsumlage wird je 
Schüler auf 2.337,6623 Euro festge-

setzt. 
4. Die Verwaltungsumlage wird im fol-
genden Jahr in Höhe der im abgelaufe-
nen Jahr festgesetzten Vierteljahresbe-
träge vorläufig erhoben, wenn die 
Haushaltssatzung bei Beginn des 
Haushaltsjahres noch nicht erlassen 
ist. 
 

§ 5 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur 
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach 

dem Haushaltsplan wird auf 70.000 Euro 

festgesetzt. 
 

§ 6 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Ja-
nuar 2021 in Kraft. 
 
Scheinfeld, den 14.01.2021  
 

Schulverband Mittelschule Scheinfeld 
Claus Seifert, Vorsitzender 

LkrABl. Nr. 03/2021 
_____________________ 

 
 

S P A R K A S S E  I M  L A N D K R E I S  
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim 

Aufgebotsverfahren 

 
Das Sparkassenbuch Nr. 4312145602 ist 
in Verlust geraten. Es wird hiermit aufgebo-
ten. Der Inhaber des Sparkassenbuches 
wird aufgefordert, seine Rechte unter Vor-
lage der Urkunde binnen einer Frist von 
drei Monaten bei der Sparkasse anzumel-
den, anderenfalls das Sparkassenbuch für 
kraftlos erklärt wird. Im übrigen verweisen 
wir auf den Aushang bei der Sparkasse 
Neustadt a.d.Aisch, Sparkassenplatz 1. 
 
Neustadt a.d.Aisch, 10.02.2021, 
 

gez. Berger, Sparkassendirektor 

LkrABl. Nr. 03/2021 
_____________________ 

 
 

S P A R K A S S E  I M  L A N D K R E I S  
Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim 

Aufgebotsverfahren 

 
Die Sparkassenbücher Nrn. 3245124320, 
3245141621, 3245106962 und 
3000085302 sind in Verlust geraten. Sie 
werden hiermit aufgeboten. Der Inhaber 
der Sparkassenbücher wird aufgefordert, 
seine Rechte unter Vorlage der Urkunden 
binnen einer Frist von drei Monaten bei der 
Sparkasse anzumelden, anderenfalls die 
Sparkassenbücher für kraftlos erklärt wer-
den. Im übrigen verweisen wir auf den Aus-
hang bei der Sparkasse Neustadt a.d. 
Aisch, Sparkassenplatz 1. 
 
Neustadt, 11.02.2021,  
 

gez. Berger, Sparkassendirektor 

LkrABl. Nr. 03/2021 
_____________________ 
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